
21Mittwoch, 14. Februar 2018

ErneuteKritik amGemeinderat
Lutzenberg Wieder erfolgen Vorwürfe an den Gemeinderat. Nachdem sich örtliche Bauern öfentlich beschwerten,

erhebt auch ein ehemaliger Gemeinderat Vorwürfe. Der Gemeindepräsident schweigt.
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Gutvier Jahre ist esher, seitHans
Dörig als Gemeinderat von Lut-
zenberg mit sofortiger Wirkung
zurückgetreten ist. Stillschwei-
gen wurde damals vereinbart,
weder der Gemeindepräsident
nochder scheidendeGemeinde-
rat wollten oder durften mehr
zum plötzlichen Ausstieg sagen.
Gut vier Jahre später brichtHans
Dörig das Schweigen. Grund da-
für sind Antworten des Ausser-
rhoder Regierungsrats auf eine
von Dörig und eine eines weite-
ren Bürgers eingereichte Auf-
sichtsbeschwerdegegendenGe-
meinderat von Lutzenberg.
GemässdemAufsichtsbeschwer-
deführer ist der Bericht des Re-
gierungsrats«fürdenGemeinde-
rat erschütternd».

Missachtung
derKompetenzen

Namennenntder ehemaligeGe-
meinderat Hans Dörig keine. Er
hält aber gegenüberder«Appen-
zellerZeitung» fest, dass lautBe-
richt derRegierungunberechtig-
te Personen Unterschriften für
Baubewilligungen erteilt hätten.
Zudem hätten sich diese Perso-
nen nicht oder zu wenig mit der
Materie befasst und rechtliche
Bedenken bewusst ignoriert. Pi-
kantdaran:HansDörigwarbis zu
seinem sofortigen Rücktritt Prä-
sident der fünköpigen Baube-
willigungskommission.Dies lässt
erahnen, dass es sich beim strit-
tigenPunktumeineÜbergehung
des Komissionspräsidenten bei
der Erteilung einer Baubewilli-
gunghandelt. Zumal es lautHans
Dörig imBerichtdesRegierungs-
ratesweiterheisst, dass sichbeim
Vorfall vor gut vier Jahren Perso-
nen über die Grenzen ihrer Be-
fugnisse hinweggesetzt und in
unzulässiger Weise in die Kom-
petenzenandererRessorts einge-
grifenhaben.Dieunterschriebe-
ne Baubewilligung habe in meh-
reren Punkten gegen gesetzliche
Vorschriften verstossen und hät-
te deshalb nicht ausgestellt wer-
den dürfen, zitiert Hans Dörig
aus dem regierungsrätlichen Be-
richt. Und schliesslich verweist
der ehemaligeBaupräsident und

Gemeinderat darauf, dass imBe-
richt festgehalten sei, dass ein
strafrechtlich relevantes Verhal-
ten der angeschuldigten Perso-
nen nicht auszuschliessen sei.

GeorgAmstutz vomKommu-
nikationsdienst des Kantons be-
stätigt gegenüberder«Appenzel-
ler Zeitung», dass der Regie-
rungsrat in einem zehnseitigen
Bericht die Beschwerde geprüft
habe.Aufsichtsrechtlich sehedie
Regierung keinen weiteren
Handlungsbedarf, dadieumstrit-
tene Baubewilligung unbenutzt

verstrichen ist.UnterWürdigung
allerUmständeverzichtederRe-
gierungsrat auf eineStrafanzeige.
Wie Hans Dörig mitteilt, hätten
er und der zweite Beschwerde-
führer nach Bekanntwerden des
Berichts den Gemeinderat in
Form von Briefen und Gesprä-
chen aufgefordert, die Bevölke-
rung Lutzenbergs über die Vor-
kommnisse zu informieren. Wa-
rum sich der Gemeinderat
weigere, bisherige Falschaussa-
gen zu korrigieren und transpa-
rentüberdieGeschehnisse zu in-

formieren,willDörigwissen.Zu-
dem fragt er sich, warum der
GemeinderatmittelsGeheimhal-
tungsinteresse und Datenschutz
fehlbare Mitglieder höher ge-
wichte als das Wohl betrofener
Bürger. «Irgendetwas läuft hier
fasch», ist sich der Beschwerde-
führer aufgrund der ausbleiben-
denAntworten sicher. Undnicht
zuletzt hätte die Lutzenberger
Bevölkerung Anrecht darauf zu
wissen,warumderGemeinderat
Lutzenbergs nicht bereit ist,
die ofensichtlich unbeantwor-

teten Fragen aufzuarbeiten und
die von diesem Vorfall betrofe-
nen Grundeigentümer zu infor-
mieren.

Gemeindepräsident:
«KeinKommentar»

Gegenüberder«AppenzellerZei-
tung» hüllt sich Gemeindepräsi-
dentWernerMeier inSchweigen.
«Der Gemeinderat beruft sich
auf das Amtsgeheimnis und hat
vereinbart, nichts zu sagen», so
Meier. Aber: Nach Erhalt des
Schreibens von Hans Dörig be-
stätigt das Gemeindeoberhaupt,
dass er die beschlossene Stil-
schweigung imRatnochmalsbe-
sprechen wolle.

Dass nicht nur bei den Be-
schwerdeführern Interesse an
Klarheit besteht, zeigt die Tatsa-
che, dass Kantonsrätin Andrea
Zeller Nussbaumer schon kurz
nach dem sofortigen Rücktritt
von Hans Dörig anlässlich einer
öfentlichenVersammlung Infor-
mationen zum Fall einforderte.
Bis zum heutigen Tag habe sie
keineAntwort vomGemeinderat
erhalten, sodieKantonsrätin auf
Anfrage der Zeitung.

Die vorliegende Kritik an
dem Gemeinderat und am Ge-
meindepräsidenten ist nicht die
erste in jüngerer Zeit. Kürzlich
beklagten sich örtliche Landwir-
te («AppenzellerZeitung», 31. Ja-
nuar) über eine mangelhafte
Informationspolitik seitens des
Gemeinderates bezüglich der
Pachtvergabevongemeindeeige-
nem Landwirtschaftsland.

Vorkommnisse im Gemeindehaus Lutzenberg sorgen für Aufmerksamkeit. Bild: APZ

«Irgendetwas
läufthier
fasch.»

HansDörig
Aufsichtsbeschwerdeführer

IGStarkesAusserrhodenmit der
Unterschriftensammlung aufKurs

Unterschriftensammlung Die IG
StarkesAusserrhoden schreibt in
ihrerneustenMedienmitteilung,
dass sie«aufKurs» sei.Am1.De-
zember 2017 hatte sie die kanto-
naleVolksinitiative «StarkeAus-
serrhoderGemeinden» lanciert.
NacheinemMonatwarendiebe-
nötigten300Unterschriftenbei-
sammen. Per Ende Januar habe
die Anzahl dann bereits verdop-
pelt werden können. Der Unter-
schriftenbarometer aufwww.star-

kes-ar.chgebeAuskunft über den
aktuellen Stand, heisst es in der
Mitteilungweiter.Die IGwirdan-
lässlich ihrer Jahresversammlung
vom15.März entscheiden,wann
die Unterschriften bei der Kan-
tonskanzlei eingereicht werden.
Vermutlich wird dies Ende März
der Fall sein.

Doch worum geht es über-
haupt?Am4.Märzindetdiekan-
tonale Volksabstimmung zum
Grundsatzbeschluss über eine

TotalrevisionderKantonsverfas-
sung statt.Die IGindet, dassdas
geplante Vorgehen seitens des
Regierungsrates nur vage aufge-
zeigt wurde. Das ermögliche
Interpretationsspielraum.Ergän-
zendzudenStrukturenvonKan-
tonundGemeindenstündeneine
Vielzahl von Revisionsanliegen
zurDiskussion.Abschliessendsei
der Themenkatalog nicht. Somit
sei es vorhersehbar, dass die To-
talrevision der Kantonsverfas-

sung zueinerVorlageverkommt,
welcheaufgrundderKomplexität
sowiederunterschiedlichenpoli-
tischen Interessen zu scheitern
droht, schreibt die IG. Zudem
würde die totalrevidierte Kan-
tonsverfassung gemäss Zeitplan
frühestens per 1. Januar 2022 in
Kraft treten. Wird sie abgelehnt,
komme es zu einer Verzögerung
der «dringend notwendigen
Strukturreform». Mittels Teilre-
vision(en) müsste dann der

Scherbenhaufen wiederaufge-
baut werden. Eine solche Teilre-
visionwürdeauchdieAnpassung
von Art. 2, welche das Kantons-
gebiet deiniert, betrefen. Die
Annahme der Initiative «Starke
AusserrhoderGemeinden»wür-
de dies ohne Umwege behan-
deln, schreibt die IG. Beim Zu-
standekommen muss innerhalb
eines Jahresdarüber abgestimmt
werden. Das würde Zeit gewin-
nen, ist sich die IG sicher. (pd)

Nachgefragt

Freude über
Millionengeschenk

Heiden kommt in den Genuss
einerErbschaft inHöhevoneiner
Million Franken. Mit dem Geld
wird ein Fonds angehäuft. Ge-
meindepräsidentGallusPister
erläutert, wer die Erblasserin ist
undwieoft dieGemeinde solche
Geschenke erhält.

WeissdieGemeinde jeweils
imVoraus, dass sie alsErbin
eingesetztwurde?
Wir erfahren davon, wenn das
Testament eröfnet wird. Das
Wohlwollen der Erblasserin zu
Gunsten von Heiden ist erfreu-
lich. Für dieses Geschenk sind
wir natürlich dankbar.

Werwar IdaWagner-Rüesch?
Siewar Zahnarztfrau und ihr Le-
ben langaufReisen. Siewargeis-
tig sehr rege und auch kulturell
äusserst interessiert. Als span-
nende Person mit einem ausge-
prägt sozialen Gewissen hat sie
bis zu ihremEndeamGeschehen
teilgenommen. Sie hatte keine
Nachkommen, daher vermachte
sie wohl den Grossteil ihres Ver-
mögens der Gemeinde, in wel-
cher sie ihren Lebensabend ver-
bracht hat.

ErhältHeidendesöfteren
solcheErbschaften?
Seit ich 2015dasAmtangetreten
habe, kames zweiMal vor.Häuf-
tiger wird wohl das Alters- und
PlegeheimalsErbinbedacht,wo

jemand die letzten Jahre ver-
bringt.

WofürwirddasGeldnun
verwendet?
Der Fond wurde gemäss den
Wünschen der Erblasserin er-
stellt. Gesuche einreichen kön-
nenPrivatpersonen,Vereineund
Institutionen, die ein Vorhaben
umsetztenwollen.Diesemüssen
beispielsweise zum Wohl der Ju-
gend, älterer Menschen oder so-
zial benachteiligter Personen
sein.AuchKulturprojektewerden
unterstützt. Über die Vergabe
entscheidet die neu eingesetzte
Kommission. Deren Mitglieder
wurdenebenfalls durch IdaWag-
ner-Rüesch festgelegt.

Heidenverfügtübermehrere
Fonds.Wärees ausadminist-
rativenGründennicht einfa-
cher, diese zusammenzule-
gen?
Wir überlegen tatsächlich, eine
Stiftung einzurichten. Das hätte
Vorteile. Sie wäre unabhängiger
alseinFonds.Alimentiertwerden
könnte eine solche Stiftung von
der Gemeinde und Privatperso-
nen, welche der Allgemeinheit
etwas zurückgeben wollen. (cal)

Gallus Pfister ist Gemeindepräsi-

dent von Heiden. Bild: APZ
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